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VÖEB-Stellungnahme zur

Novelle der Kärntner Abfallwirtschaftsordnung

Grundsätzlich ist zu diesem Entwurf zu vermerken, dass er eine sachgerechte Reaktion des Landesgesetzgebers auf die Erlassung des AWG 2002 darstellt, da der Entfall nunmehr doppelgleisiger Bestimmungen angeordnet wird. Darüber hinaus sind begriffliche Anpassungen bzw Adaptierungen von Verweisen auf das AWG des Bundes Gegenstand des Vorhabens. 

Vorbehaltlich geringfügiger Detailkritik (vgl die nachstehenden Ausführungen zu den einzelnen Punkten der in Aussicht genommenen Novelle) ist daher der Entwurf sehr zu begrüßen, stellt er doch eine echte Deregulierung dar und zeigt auf, welche Verbesserungen aufgrund der Erlassung des AWG 2002 im Abfallrecht in Summe erzielbar sind. 

Zu den Bestimmungen im einzelnen:

Z 1:
Der Katalog der gemäß § 1 Abs 3 vom Gesetz ausgenommenen Materien wird hinsichtlich der Bundeskompetenz (lit a, dzt Z 1) an die aktuelle Rechtslage angepasst. Es entfällt weiters die als gemeinschaftsrechtswidrig erkannte Ausnahme für Metallschrott. 

Die salvatorische Klausel in § 1 Abs 4 wird etwas umformuliert, bleibt aber im Regelungsgehalt unverändert. 

Z 2:
Erfreulicherweise übernimmt der Landesgesetzgeber den Begriff der Siedlungsabfälle, behält aber die Untergliederung in die Begriffe Hausmüll, Sperrmüll und Altstoffe bei. 


Interessant ist, dass in § 2 Abs 2 lit a (weiterhin) auch auf die Masse der Abfälle bei der Definition der „hausmüllähnlichen Gewerbeabfälle“ abgestellt werden soll. In den Erläuterungen findet sich die pragmatische Abgrenzung, wonach Hausmüll dann vorliegt, wenn bei einer wöchentlichen Abfuhr ein Müllbehälter bis zu 240 l Fassungsvermögen ausreicht (Festlegung der Mengengrenze). Es bedarf keiner Erwähnung, dass dies so im Gesetz nicht festgeschrieben ist; dennoch ist es eine praxisorientierte Lösung (es wäre wünschenswert, wenn für diese Mengengrenze eine praktische Begründung gegeben werden könnte). Diese Abgrenzung wurde schon ab Erlassung der aktuellen K-AWO, LGBl 34/1994, vertreten. 

Z 3:
Da die Legaldefinitionen nunmehr in § 2 Abs 2 „neu“ enthalten sind, können diese Absätze entfallen. 

Z 4:
Das Feststellungsverfahren wird begrifflich angepasst. Es besteht kein Zweifel, dass ungeachtet des im AWG 2002 geregelten Feststellungsverfahrens ein landesgesetzliches Feststellungsverfahren (weiterhin) zulässig ist.

Z 5:
Diese Aufhebung ist konsequent, da sich im AWG 2002 entsprechende Regelungen finden und der Landesgesetzgeber diese Ziele und Grundsätze nicht (wortgleich) wiederholen möchte. Zu einer eigenständigen Regelung ist der Landesgesetzgeber nicht befugt, er könnte daher nur wortgleich rezipieren, womit aber kein eigenständiger Regelungsinhalt verbunden ist. 

Z 6 bis 8:
§ 6 Abs 1 stellt eine Anpassung an die Regelung des § 8 AWG 2002 („Bundes-Abfallwirtschaftsplan“) dar und ist daher sachgerecht. 


Die Neufassung von § 6 Abs 2 lit g und von § 6 Abs 5 stellen Details dar, die nicht weiter zu kommentieren sind. 

Z 9:

Keine Bemerkungen.

Z 10:
Die Neufassung des § 9 ist sachgerecht; Überschneidungen mit den im AWG 2002 normierten Behandlungsgrundsätzen sind nicht zu erkennen.


Erfreulich ist der Entfall des für öffentliche Behandlungsanlagen geltenden Kontrahierungszwangs hinsichtlich bestimmter Abfallkategorien (§ 9 Abs 2 geltende Fassung). Dieser Kontrahierungszwang dürfte in der Praxis keine Bedeutung erlangt haben und soll daher ersatzlos entfallen.

Z 11:
Da hier, wie in den Erläuterungen zutreffend vermerkt wird, bundesgesetzliche Regelungen bestehen, ist auch diese Bestimmung aufzuheben. In den Erläuterungen wird die Auffassung vertreten, dass die Inanspruchnahme der Bundes-Bedarfskompe​tenz in diesem Punkt zu weitgehend ist. Dafür lassen sich freilich auch Gegenargumente ins Treffen führen.

Z 12:
Zutreffend wird auf die Altfahrzeugeverordnung verwiesen, die die gegenständliche Regelung obsolet macht. 

Z 13:

Keine Bemerkungen.

Z 14:

Keine Bemerkungen.

Z 15:

Keine Bemerkungen.

Z 16:
Diese Regelungen beziehen sich auf die Anzeigepflicht bzw Anordnung der Sammlung von Altstoffen sowie das Gebot der Trennung von Altstoffen an ihrem Anfallsort. Sie wurden durch das AWG 2002 verdrängt und müssen daher ebenfalls aufgehoben werden.

Z 17, 18: 
Keine Bemerkungen.

Z 19:
Diese Regelung ergänzt das Verordnungsrecht nach § 23 Abs 1 AWG 2002. 

Z 20: 

Keine Bemerkungen.

Z 21 bis 25: 
Keine Bemerkungen.

Z 26:

Die Begründung wird zur Kenntnis genommen.

Z 27 bis 29:
Die Neufassung der lit a erklärt sich aus dem AWG 2002, der Entfall der lit b aus dem Entfall des § 5 K-AWO. Dagegen erscheint es fraglich, ob die Verwaltungsvereinfachung tatsächlich den Entfall der Verlautbarung nach § 43 Abs 7 rechtfertigt.

Z 30:
Es handelt sich um die notwendige Anpassung aufgrund des vorgeschlagenen Entfalls des § 9 Abs 2.

Z 31:
Von zentraler Bedeutung ist der vorgeschlagene Entfall folgender Abschnitte: 

-
9. Abschnitt/Bewilligung von Abfallbehandlungsanlagen (§§ 47 bis 51),

-
10. Abschnitt/Aufsicht über die Abfallbehandlungsanlagen (§§ 52 bis 59)


und

-
11. Abschnitt/Zwangsrechte (§§ 60 bis 66).

Es handelt sich um notwendige Anpassungen aufgrund des Umstandes, dass im AWG 2002 nunmehr ein umfassendes Anlagenrecht enthalten ist. Damit ist aber auch die Aufrechterhaltung des Abschnittes über Zwangsrechte nicht mehr möglich. 

Es bleibt anzumerken, dass durch diesen Entfall auch eine Vielzahl von besonderen Rechten und besonderen Pflichten der Betreiber öffentlicher Behandlungsanlagen entfällt, sodass der Unterschied zwischen öffentlichen und privaten Behandlungsanlagen im Land Kärnten im wesentlichen nur noch im Verordnungsrecht nach § 43 und in der Tarifierung nach § 46 besteht. 

Z 32 bis 35:
Keine Bemerkungen.

Z 36:
Im 13. Abschnitt ist das abfallrechtliche Berufsrecht für die Sammler und Behandler nicht gefährlicher Abfälle verankert. Da der Bund diese Materie nunmehr im 4. Abschnitt des AWG 2002 (§ 24) vereinheitlicht hat, kann auch dieser Abschnitt entfallen. 

Z 37 bis 40:
Keine Bemerkungen.

Z 41 bis 44:
Die Umstellung des Strafrahmens auf EURO und der Entfall einer Mindeststrafe sind notwendig bzw zu begrüßen. Gleiches gilt für die Anpassung der Straftatbestände. 
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